Weaebaktien. Berlag und Dru 
don N. Graßmann, Schulzenſtraße 17. 


Juſerate: Die Petitzelle 1 Sgr. 
Als Beilage Donnerſtag und Sonntag der 
Stettiner Hausfreund. 


Deutſchland. 
Berlin, 5. Juni. Se. Maj. der König hatte am Mon- 
tage die Miniſter Grafen Eulenburg und v. Roon, die Generale 
v. Moltke und v. Tresckow, den ruſſiſchen General v. Sievers, den 
Regierungs⸗Präſidenten Toop ꝛc. zur Tafel geladen. Geſtern früh 
5 Uhr beſichtigte Se. Maj. der König, im Beiſein J. K. H. des 
Prinzen Albrecht, des Prinzen Auguſt von Würtemberg ꝛc., am 
Cottbuſer Thor das Garde⸗Schüßen⸗ und das Garde- Pionier -Ba⸗ 
talllon, das Füſtlier-Bataillon des Kaiſer Merander-Garde-Örena- 
dier⸗Regiments und am Frankfurter Thore 2 Batterien des Garde- 
Feld⸗Artillerte-Regiments auf dem Ausmarſche und fuhr alsdann 
um ½8 Uhr Morgens, begleitet von dem Flügel-Adjutanten Oberft- 
Lieutenant Grafen Kanitz nach Potsdam, woſelbſt im Luſtgarten 
das Regiment Gardes du Korps vor ſeinem Abwmarſche inſpizirt 
wurde. Nach einem kurzen Aufenthalt auf Babelsberg kehrte der 
König von dort nach Berlin zurück, empſing den aus Weimar hier 
eingetroffenen Adjutanten des Großherzogs, Hauptmann v. Kieſe⸗ 
wetter, welcher ein Handſchreiben überbrachte, arbeitete hierauf mit 
dem Kriegsminiſter v. Roon und den Generalen v. Moltke, v. Al- 
vensleben und v. Tresckow, nahm alsdann die Vorträge des Poli- 
zei-Präſidenten v. Bernuth und des Haus miniſters v. Schleinitz 
entgegen und batte um 4 Uhr noch eine längere Konferenz mit 
dem Miniſterpräſidenten Grafen Bismarck. Abends beehrte Se. 
Maj. der König die Vorſtellung im Victoria-Theater mit einem 
Beſuche. 

i 2 Morgen, am Sterbetrage des Königs Friedrich Wilhelm III., 
findet Vormittags 11 Uhr, nicht in der Kapelle des Kronprinz⸗ 
lichen Palais, ſondern im Mauſoleum zu Charlottenburg, eine Ge- 
dächtnißfeier ſtatt, welche der Dber-Hof- und Domprediger Dr. 
Snethlage, unter Mitwirkung des Domchors, abhält. 

— Die „N. A. 3.“ ſchreibt: „Der General - Feldmarſchall 
v. Wrangel hat auch im gegenwärtigen Augenblid, trotz ſeiner 


für das Vaterland nicht zurückbleiben wollen. Er hat bei Sr. 
Majeſtät dringend darum nachgeſucht, ihm dieſe Mitwirkung zu 
verſtatten. Als der König auf ſeine Bewerbungen mit der freund 
lichen Bemerkung antwortete, der brave Feldmarſchall habe ſich wohl 
in früheren Feldzügen hinreichende Lorbeeren erworben, um ſich nun 
auch einmal Ruhe gönnen zu dürfen, erwiderte dieſer, wie man 
erzählt, Se. Majeftät würden ihm dann doch die Gnade nicht ver⸗ 
ſagen, mit feinem Regiment (Graf Wrangel iſt bekanntlich Chef 
eines Küraſſier⸗Regiments) ins Feld zu ziehen und demſelben die 
Jahne voranzutragen.“ 
— Der Baron Karl v. Scheel-Pleſſen iſt am Montag früh 

auf Holſtein hier eingetroffen und wurde bald nach feiner Ankunft 
von dem Minifterpräfidenten Grafen Biemarck empfangen. 8 
— (Bol. Z.) Vorgeſtern Abend ſoll von hier eine offizielle 
Notififatton nach Paris abgegangen ſein, worin der Minifter-Prä- 
ſwent Graf Bismarck ſein Fortbleiben von der Pariſer Konferenz 
mit dem Hinweis auf dle bekannten öſterreichiſchen Bedingungen, 
welche der Konferenz von Hauſe aus jeden Erfolg benehmen, 
motivirt. 
— Der „Köln. Ztg.“ wird aus Berlin, 5. Juni, telegraphirt: 
Man verſichert, preußiſcherſeits ſei eine auf Oeſterreichs angekün⸗ 
digte Vertragoverleßung bezügliche Mittheilung in Wien erfolgt, 
welche die Rücknahme verlangt. Aus der Erklärung der neutralen 
Mächte in Wien ſoll hervorgehen, daß ſie in Folge der Vorbehalte 
eſterreichs wegen Venetiens und Oeſterreichs Behandlung der 
Frage der Elb⸗Herzogthümer in Frankfurt die Konferenz als gegen⸗ 
ſtandlos anſehen. — Se. Majeſtät der König empfing heute Mit- 
ag den weimar'ſchen Hauptmann v. Kieſewetter, der ein Hand- 
ſchreiben des Großherzogs überbrachte. — Gleich nach Kenntniß⸗ 
nahme der öſterreichiſchen Erklärung in Frankfurt ſoll Preußen in 
einer Depeſche, welche auch allen Geſandtſchaften mitgetheilt wurde, 
gegen jene Erklärung ſo wie die Berufung der holſteiniſchen Stände 
als gegen einen Bruch der Verträge Verwahrung eingelegt haben. 
le Einberufung könne nur rechtsgültig ſein, wenn ſte von beiden 
duveränen erfolge. 5 

— Der „St.-Anz.“ ſchreibt: Zwiſchen Preußen und Oeſter⸗ 
reich iſt unter dem 16. Januar 1864 eine Konvention zu Berlin 
unterzeichnet worden, um den gemeinſamen Gang in der Angele- 
genheit der Herzogthümer zu regeln. Artikel fünf derſelben lautet: 

„Für den Fall, daß es zu Feindſeligkeiten in Schleswig käme 

und alſo die zwiſchen den deutſchen Mächten und Dänemark beſte⸗ 
enden Vertrags- Verhältniſſe hinfällig würden, behalten die Höfe 
don Preußen und Oeſterreich ſich vor, die künftigen Verhältniſſe 
er Herzogthümer nur im gegenſeitigen Einverſtändniß feſtzuſtellen. 
Jur Erzielung dieſes Einverſtändniſſes würden ſie eintretenden 
alles die ſachgemäßen weiteren Abreden treffen. Sie werden je- 
falls die Frage über die Erbfolge in den Herzogthümern nicht 
anders, als im gemeinſamen Einverſtändniſſe entſcheiden.“ 
u — Auf den Beſchluß der Stadtverordneten-Verſammlung, be- 
ja end die Nichtannahme der Darlehnskaſſenſcheine bei den ſtädti⸗ 
N en Kaſſen, hat der Magiſtrat an die Verſammlung das nachſte⸗ 
ende Schreiben gerichtet: 
„Der Stadtverordneten - Verſammlung erwidern wir auf das 
ſafäuige Schreiben vom 2. d. M., daß bereits vor Eingang des- 
Üben die darin berührte Frage wegen Annahme der Darlehns- 
aſſenſcheine bei den ſtädtiſchen Kaſſen in unſerem Kollegium zu 
er eingehenden Erörterung gekommen iſt, auf Grund deren wir 
Erwägung, daß Art. 106 der Verfaſſung lautet: 

Geſetze und Verordnungen ſind verbindlich, wenn ſie in der 
dom Geſetze vorgeſchriebenen Form bekannt gemacht worden find. 

Die Prüfung der Rechtsgültigkeit gehörig verkündigter König⸗ 
licher Verordnungen ſteht nicht den Behörden, ſondern nur den 
ammern zu; 


tettine 


achtzig Jahre und darüber, mit der Theilnahme am aktiven Dienſt 


2 


— — — 
* 
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Abendblatt. Mittwoch, den 6. Juni. 


in Erwägung ferner, daß die auf Grund des Art. 63 der Ver⸗ 
faſſungs-Urkunde unterm 18. Mal c. erlaſſene, im 19. Stück der 
diesjährigen Geſetzſammlung verkündigte Verordnung „über die 
Gründung öffentlicher Darlehnskaſſen und die Ausgabe von Dar- 
lehnskaſſenſcheinen“ im $. 2 beſtimmt: 
Für den ganzen Betrag der bewilligten Darlehne ſoll unter der 
Benennung „Darlehnskaſſenſcheine“ ein beſonderes Geldzeichen 
ausgegeben werden. Es vertreten dieſe Scheine in Zahlungen 
die Stelle des baaren Geldes; ſie werden bei allen öffentlichen 
Kaſſen nach ihrem vollen Nennwerth angenommen; im Privat- 
verkehr tritt ein Zwang zu deren Annahme nicht ein; 
in Erwägung endlich, daß die unter der Verwaltung des Magiſtra- 
tes, als einer öffentlichen Behörde ſtehenden Kaſſen unzweifelhaft 
unter dem Begriff des von der Verordnung gebrauchten Wortes 
vöffentliche Kaſſen“ fallen: 
zu dem Reſultate gelangt find, daß wir verpflichtet find, die 
Darlehnskaſſenſcheine bei den ſtädtiſchen Kaſſen nach ihrem vollen 
Nennwerth anzunehmen. Wir haben hiernach die Kaſſen mit 
Anweiſung verſehen und ſind der Aufforderung: 

bei dieſen Kaſſen keine Darlehnskaſſenſcheine anzunehmen 
— als mit unſerer geſetzlichen Verpflichtung im Widerſpruch ſtehend 
— Folge zu geben außer Stande. 

Berlin, den 4. Juni 1866. 

Magiſtrat hieſiger Königl. Haupt- und Reſidenzſtadt. 
gez. Sey del.“ 

— Wie der „Publiciſt“ mittheilt, iſt die Bildung eines 
Freiwilligen-Jäger Bataillons von privater Seite hier bereits ge⸗ 
ſichert. Es ſollen zu den Koſten bis geſtern 90,000 Thaler ge⸗ 
zeichnet ſein. 21 

— Der Staats⸗Miniſter Freiherr von Bodelſchwingh iſt 
heute zu ſeiner Erholung zunächſt nach Sandow bei Frankfurt a. 


O. gereiſt. 173 
— Durch Kabinetsordre Ei Graf Eberhard zu Stol- 
t. Johanniter⸗Ordens) zum Kgl. 


berg- Wernigerode (Kanzler des 
Kommiſſarius und Inſpekteur fämmtlicher Krankenanſtalten und 
Lazarethe der ganzen Armee ernannt, 1 

— Der „Schleſiſchen Zeitung“ ſchrelbt man: Graf Hohen⸗ 
thal, der ſächſiſche Geſandte, ſichtigt, nach der gegenwärtigen 
großen Kriſis den Abſchied zu nehmen und ſich in Berlin nieder- 
zulaſſen. . 

— Die „Kr.-3.“ schreibt: Die „Börsen-Zeitung“ berichtet, daß 
der Herr Polizeidirektor Stieber zum Direktor der Staatspolizei 
ernannt und in Folge deſſen der Polizei-Präſident v. Bernuth um 
ſeine Entlaſſung eingekommen ſel 

den Stand geſetzt, dieſe Nachricht dahin zu berichtigen, daß Herr 
Stieber allerdings ein ſtaatspolizeiliches Kommiſſortum erhalten hat, 
keineswegs aber zum Direktor der Staatspolizei ernannt iſt, daß 
ferner die ihm zugewieſene amtliche Thätigkeit der Wirkſamkeit des 
hieſigen Polizei-Präſidiums ganz fern liegt, daß Herr v. Bernuth 
daher aus der Berufung des Herrn Stieber keine Beeinträchtigung 
ſeiner Stellung zu befahren hat, und daß für ihn überhaupt 
keine Veranlaſſung vorliegt, aus ſeiner dienſtlichen Stellung zu- 
rückzutreten. 5 

— Die „Schleſ. Z.“ ſchreibt: Von guter Hand geht der Re- 
daktion Nachſtehendes mit der Erlaubniß zu, es zu veröffentlichen: 
Berlin, 3. Juni. Der Glaube an die Erhaltung des Friedens iſt 
neuerdings ſehr erſchüttert worden, und der König ſoll ſich erſt 
geſtern dahin ausgeſprochen haben, er nehme Gott zum Zeugen, 
daß er alles Mögliche gethan, um den Frieden zu erhalten, daß 
aber, da es doch unbedingt zum Kriege käme, er auch die Sache 
mit Ehren durchführen würde, würdig eines Hohenzollern und ver- 
trauend ſeiner braven Armee und dem treuen patriotiſchen Volke. 

Bromberg, 4. Juni. Hier beabſichtigt man in Folge 
einer vom Magiſtrat ausgegangenen Anregung eine Bürgerwehr 
zu errichten. 

Poſen, 4. Juni. Wie der „Dzienn. Pozn.“ wiſſen will, 
exiſtirt ein Cirkular des Erzbiſchofs Grafen Ledochowski an die 
Geiſtlichkeit ſeiner Diöceſen, welchts den Wunſch ausſpricht, daß 
Geiſtliche bei den bevorſtehenden Landtagswahlen kein Mandat 
annehmen. 

Aus Koſel, 4. Juni, ſchreibt die „Br. Z.“: So eben wird 
durch den Magiſtrat auf Anweiſung der Kommandantur bekannt 
gemacht, daß die politiſchen Verhältniſſe ein feindliches Ueberſchrei⸗ 
ten unſerer Landesgrenze in kürzeſter Zeit erwarten laſſen und die 
Wahrſcheinlichkeit vorliegt, daß der Belagerungszuſtand über die 
hieſige Feſtung binnen 24 Stunden verhängt werden muß. Es 
werden deshalb diejenigen Stadtbewohner, welche ſich nicht verpro⸗ 
viantirt haben, aufgefordert, ſchleunigſt Maßregeln zum Verlaſſen 
der Stadt zu treffen. Nach den amtlichen Feſtſtellungen werden 
kaum 200 Civil⸗Einwohner in der Stadt zurückbleiben. — Die 
katholiſche Stadtſchule wird heute geſchloſſen; die Räume derſelben 
werden mit Militär belegt. Ein Gleiches geſchieht mit den Räum- 
lichkeiten der Garniſonſchule. 8 

Brieg, 4. Juni. Die „Schleſ. Ztg.“ erfährt von einem 
Reiſenden, daß am Sonntag Nachmittag die zweite Oderbrücke, 
zwiſchen Brieg und Schreibendorf an der Brieg-Ereupburger Chauſſee 
belegen, abgebrannt iſt. 

otha, 6. Juni. In Folge des beim Bunde geftellten 
Antrags wegen anderweiter Beſetzung der Deutſchen Bundesfeſtun⸗ 
gen ſoll auch unſer Kontingent mobiliſirt werden, um ſpäter mit 
den Bataillonen der anderen ſächſiſchen Herzogthümer und dem 
Anhaltiſchen und Hamburgiſchen Kontingente nach Mainz abzu⸗ 
marſchiren. Behufs der Verwilligung der Mobiliſtrungskoſten ſteht 
die Einberufung des gemeinſchaftlichen Landtages bevor. Es wird 
offtziös verſichert, daß dieſe Koſten fi geringer ſtellen würden als 
in den Staaten, welche keine Militär-Konvention abgeſchloſſen haben. 


Zeitung, 


Wir ſind aus beſter Quelle in 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr 
monatlich 121, Sgr.; 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1866. 


Wien, 4. Juni. Der „Prov.-Ztg. f. Schleſ.“ entnehmen 
wir folgende intereſſante Mittheilungen über „Reiſetruppen“: Als 
uns der erſte Bericht zuging, daß auf der Eiſenbabn längs der 
ſchleſiſchen Grenze ein und dasſelbe öſterreichiſche Bataillon einige 
Male nach Weſten und nach Oſten befördert worden ſei, meinten 
wir, es läge ein Irrthum unſeres Berichterſtatters vor, weil es 
uns nicht glaubwürdig ſchien, daß bei Oeſterreichs gegenwärtigen 
Finanz⸗Kalamitäten derartige koſtſpielige Transporte planlos ftatt- 
finden könnten. Inzwiſchen hören wir zu unſerem nicht geringen 
Erſtaunen, daß ein Hin- und Herfahren einzelner ganz beſonders 
gut ausgerüſteter Bataillone ſtattfindet, um über die Stärke der 
gegen Preußen ins Feld geführten Nordarmee und deren Kriegs⸗ 
tüchtigkeit zu täuſchen. Dieſe neueſte öſterreichiſche Erfindung, die 
Reiſetruppen (wir glauben ſie nicht treffender bezeichnen zu können), 
rangiren militäriſch ungefähr in die Kategorie der „falſchen Wacht⸗ 
feuer“, welche eine Armee bei ihrem Abzuge unterhält, um dem 
Feinde den Abmarſch aus der Poſition zu verheimlichen, und ihn 
ſo zu verhindern, einen gefaßten wichtigen Plan rechtzeitig zu ver⸗ 
eiteln; nur ſind ſie koſtſpieliger und wohl auch weniger wirkſam. 
Als einen Beweis der Kraft und des Vertrauens auf die Ueber- 
legenheit über den Feind wird man ſie wohl von keiner Seite be⸗ 
trachten, und wenn ſie darauf berechnet ſein ſollten, was ja immer⸗ 
hin auch möglich ſein könnte, die Bevölkerung im eigenen Lande 
zu täuſchen, um die vorhandene Selbſtüberſchätzung des Gegners 
zu nähren und zu fördern, jo können wir damit nur ganz zufrie⸗ 
den ſein. 

Der „Breslauer Zeitung“ wird aus Oderberg mitgetheilt: 
Während bis jetzt nur der öſterreichiſchen Mannſchaft ſeitens der 
Kompagnieführer verboten war, das preußiſche Gebiet zu betreten, 
ſo iſt dieſes Verbot jetzt auf die geſammte öſterreichiſche Armee 
ausgedehnt worden. Außerdem iſt wieder ein vom Kaiſer ſelbſt 
unterzeichneter Armeebefehl ergangen, welcher beſonders den Muth 
des Militärs anzufeuern ſucht. Unter Anderen werden darin dem- 
jenigen Offizier 5000 Fl. und demjenigen vom Feldwebel abwärts 
500 Fl. zugeſichert, der die erſte preußiſche Kanone erbeutet. (Das 
klingt doch für jetzt noch kaum glaublich.) i 

Aus Olmütz, 31. Mal, ſchreibt man der „Wiener Vorſtadt⸗ 
Zeitung: „Seit 83 M. v. Benedek in Olmütz weilt, hat die Kriegs⸗ 
furcht der Bürger ſich weſentlich vermindert. Die Audienz, welche 
der Gemeinderath bei dem General hatte, hat zur allgemeinen Be- 
ruhigung bedeutend beigetragen. Benedek ſprach dem Bürgermeiſter 
gegenüber ſeine volle Ueberzeugung aus, daß Olmütz von dem 
Feinde nichts zu fürchten habe. Seine Armee werde es verhin- 


dern, daß eine feindliche Truppe den Mauern von Olmütz zu nahe 


komme.“ 
Ausland. 

Haag, 4. Juni. Man ſagt, der Kronprinz von Dänemark 
werbe um die Prinzeß Marie der Niederlande (Tochter des Prin- 
zen Friedrich.) Die Schweſter dieſer Prinzeß iſt bekanntlich Köni⸗ 
gin von Schweden. 

Paris, 3. Juni. Die Zeitungen und Korreſpondenzen 
fallen aus ihrem Optimismus in Bezug auf den Kongreß ziemlich 
kläglich in den traurigſten Peſſimismus. Während ſie vorgeſtern 
noch ſchon Napoleon III. in voller Kaiſerpracht präſidiren ſahen, 
fürchten ſie heut bereits, daß der Kongreß, der Haltung Oeſterreichs 
halber, gar nicht zu Stande kommen wird. Nur einige Blätter 
halten noch die Hoffnung auf den Kongreß feſt und behandeln die 
Böswilligkeit Oeſterreichs als einen „accident sinistre“, der aber 
zu überwinden ſei. Mehr und mehr macht ſich in der franzöͤſiſchen 
Preſſe eine gerechte Würdigung der Haltung Preußens bemerklich; 
ſelbſt die bisher öſterreichiſchen Blätter („La France“ z. B.) fangen 
an zu begreifen, daß fie einer ziemlich derben Täuſchung von Sei⸗ 
ten Oeſterreichs verfallen geweſen. i 


: Pommern. 

Stettin, 6. Juni. Wie wir hören, wird auch die neue 
Liedertafel ein Konzert zum Beſten der Familien der eingezogenen 
Landwehrleute und Reſerviſten und zwar im Schützenhausgarten 
iu Laufe der nächſten Woche veranſtalten, dem wir wegen des 
wohlthätigen Zweckes und der anerkannt tüchtigen Leiſtungen dieſes 
Vereins einen recht zahlreichen Beſuch wünſchen. 

— Das geſtrige Gewitter war ſtellenweiſe von heftigem 
Sturm und Hagel begleitet. In der Nähe von Grambow ſind in 


der Forſt einige hundert Bäume umgeriſſen und mehrere Felder 
total verhagelt. 


— Am 3. Abends brannten in Mewegen bel Löcknitz drei 
Gehöfte nieder. 


— Die neuliche Mittheilung, daß ſeitens der Mitglieder des 
Trägeramts ein Unterſtützungsfonds zum Beſten der Frauen 'der 
zur Fahne Einberufenen gegründet ſei, iſt unbegründet. 

— (Stadtverordueten⸗Sitzung am 5. Juni.) In Stelle des 
heute behinderten Herrn Grawitz fungirt Hr. Dr. Wolff als Schrift 
führer. — Die Herren Kukh, G. Bartels und H. Theune zeigen an, 
daß von denjenigen Hausbeſitzern, welche ſich 5 angeſchafft und 
dieſe bei der jetzigen Hitze zum Beſprengen der Straße benutzt haben, Sei⸗ 
tens der Waſſerleitungs⸗Kommiſſion verlangt werde, für dieſe Benutzung 
jährlich 2 % zu zahlen und die Schläuche mit einer Brauſe verſehen zu 
laſſen. Sie verbinden damit den dringlichen Antrag, im allgemeinen In⸗ 
tereſſe die zweimalige tägliche Benutzung dieſer Feuerhähne zur Straßenbe⸗ 
ſpreugung unentgeltlich zu geſtatten. Nachdem die Verſammlung die Dring⸗ 
lichkeit des Antrages zugeſtanden, bemerkt Hr. Baurath Cale bow, daß in 
der betreffenden Kommiſſion heute die allgemeine Beſprengung der Straßen 
beſchloſſen ſei. Hr. Stadtrath Sternberg erläutert noch näher, daß in 
der ai: Sitzung der Waſſerleitungs⸗Kommiſſion dem Magiſtrate vorge» 
ſchlagen ſei: 1) die Rinnſteine täglich zu berieſeln und zugleich die Polizei⸗ 
Direktion zu erſuchen, zu dieſem Zwecke für die möglichſte Beſeitigung von 
Uĩrath ꝛc. aus den Rinnſteinen Sorge zu tragen; 2) durch eine ſchon mor⸗ 
gen in den Zeitungen zu erlaſſende Bekanntmachung anzuzeigen, daß Sei⸗ 
tens der een das Sprengen der Straßen vor allen Häuſern, wo es 
gewünſcht, ohne Rückſicht auf Länge der Fronten und Breite der Straßen, 


x 


Barlehnkaſſenſcheine nicht anzunehmen.“ 


nach $ 


für den Sommer für jährlich 3 % pro Haus bewirkt werden ſolle (näm⸗ 
lich 2 % für das gelieferte Waſſer und 1 „ für die Arbeit), und daß 
3) auch die Laſtadie mittelſt eines von der Feuerwehr zu requirirenden gro⸗ 
ßen Waſſerwagens beſprengt werden ſolle. Hr. de la Barre hält es für 
beſſer, zu letzterem Zwecke mehrere einſpännige Wagen mit Fäſſern von 
2 bis 3 Orhoft Inhalt zu benutzen, welche er 10 umſonſt, eventuell zu 
bi ligſtem Preise zu liefern bereit erklärt. Hr, Kukh glaubt, daß deſſen⸗ 
ungeachtet die Beſitzer von Feuerhähnen fortfahren konnten, dieſe auch 
zur Beſprengung vor ihren Häuſern zu benutzen, ohne dafür die jetzt ver⸗ 
langte Bezahlung zu leiſten. Herr Stadtrath Sternberg machte dagegen 
darauf aufmerkſam, daß nach den Kontrakten nur das Waſſer für häusliche 
aber nicht für andere Zwecke bezahlt werde und daß in anderen Städten 
für die Beſprengung jeder Quadratruthe Straße jährlich 4 Sgr., alſo be⸗ 
deutend mehr wie hier verlangt werde, zu entrichten ſei. Nachdem noch 
mehrere Redner theils für, theils gegen den Antrag geſprochen, wird der⸗ 
ſelbe schließlich dem Magiſtrat überwieſen. — Von den Herren Recke, Rei⸗ 
marus, Keil, Dr. Wolff und Genoffen iſt ferner der dringliche Antrag 
geſtellt: „den Magiſtrat ſchleunigſt zu erſuchen, bei den ſtädtiſchen Kaſſen 
Herr Thieſſen glaubt, daß 
hierzu noch gar keine Veranlaſſung ſei und beantragt, motivirte Tagesord⸗ 
nung, weil in ſtädtiſchen Kaſſen nur preußiſches Tourant als Zahlungs⸗ 
mittel gelte. Wenn deſſen ungeachtet in dieſen Kaſſen Papiergeld angenom⸗ 
men werde, ſo ſei zunächſt der Rendent und dann das Magiſtratsmitglied, 
welches eine Annahme von Papiergeld veranlaſſe, für die etwaige Differenz 
verantwortlich. Nachdem zunächſt die Herren Juſtizrath Zacharige und 
Dr. Wolff für, die Herren Juſtizräthe Pitzſchky und v. Dewitz gegen 


die Dringlichkeit geſprochen, wird letztere von der Majorität angenommen, 


dagegen erhebt ſich für die vom Herrn Thieſſen beantragte motivirte 
Tagesordnung Niemand. Bei der hierauf über den vorliegenden Antrag 
ſelbſt eröffneten Debatte erhält zunächſt Herr Juſtizrath Zachariae das 
Wort Nach der Verordnung ſollen die Darlehnskaſſenſcheine bei allen 
offentlichen Kaſſen für voll angenommen werden. Unter öffentlichen Kaſſen 
konnten aber nicht die ſtädtiſchen, ſondern nur allein die Staatskaſſen verſtanden 
werden. Nach Art. 9 der Verfaſſung iſt das Eigenthum unverletzlich, überdem 
haben bisher noch nicht die Kammern über die Rechtsgültigkeit dieſer Ver- 
ordnung entſcheiden können. Aus der Natur der Darlehuskaſſenſcheine habe 
er gegen dieſelbe formelle und materielle Bedenken. Formell hat die Stadt⸗ 
verordneten ⸗Verſammlung die Sicherheit der Hypotheken zu prüfen; die 
Darlehnskaſſenſcheine find aber nur Pfandſcheine über Fauſtpfänder, deren 
Prüfung nicht möglich ſei. Materiell bezweifelt Redner die Sicherheit. Da 
2 der Verordnung Privatleute dieſe Scheine nicht zu nehmen brauch⸗ 
ten, ſo können die ſtädtiſchen Kaſſen damit überſchwemmt werden. Nach 
8. 4 ſollen Waaren ꝛc. bis 44, ausnahmsweiſe bis 7 des Schätzungs⸗ 


werthes, inländiſche Werthpapiere mit einem Abſchlag vom Courſe (etwa 


von 1 Pfennig?) verpfändet werden. Es würde aber zur Verfallzeit das 
Unterpfand oft nur ſchwer, vielleicht gar nicht verkäuflich fein. Or. J. -R. 
Pitzſchty macht darauf aufmerkſam, daß die Verordnung nicht vom Miniſte⸗ 
rio, ſondern vom Könige ausgehe und daß die Kämmereikaſſe jedenfalls 
eine öffentliche Kaſſe ſei. Eine oktroyirte Verordnung iſt nach Art. 106 
der Velfaſſung verbindlich, wenn fe in der geſetzlichen Form erlaſſen iſt 
und unterliegt nur allein der Prüfung der Kammer. Die vorliegende Ver⸗ 
ordnung iſt ein Normativ für das ganze Land; wir müſſen ſie befolgen, 
ſonſt handeln wir gegen das Geſetz. Aber auch die eigenen Einwohner 
werden durch eine Zurückweiſung der Dahrlehnskaſſenſcheine benachtheiligt, 
welche jedenfalls vollſtändige Sicherheit gewährten, da das betr. Unterpfand 
ſtets durch kaufmänniſche Sachverſtändige geprüft wird. Hr. FR. von 
Dewitz will nur auf den Schaden aufmerkſam machen, welcher dem Publi⸗ 
kum durch die Zurückweiſung der Darlebnskaſſeuſcheine entſtehen werde. 
Sie find nicht Prandiheine, ſondern wirkliches Geld, Papiergeld, welches 
nur gegen volle Sicherheit, Lombard, ausgegeben iſt. Schon einmal 
haben ſie ſich bewahrt und werden auch ett wieder eine Hülfe für 
deu Handwerker, Kaufmann und Gutsbeſitzer ſein. Wenn Jemand 
heute 10,000 Thaler in Grundſtücken, 10,000 Thaler in ausftehen- 
den Forderungen und 10,000 Thaler in Waaren beſitzt, dagegen aber 
6000 Wechſel kaufen hat, ſo kann er dieſe letzteren, bei den jetzigen Zeit⸗ 
verhältniſſen, aus keinem der erwähnten Aktiva n und gewährt ihm da⸗ 
her die Barlehnskaſſe eine ſonſt nirgend zu beſchaffende Hülfe. Wenn aber 
die Stadtverordneten-Verſammlung kein Vertrauen hat, dann kann Niemand 
Vertrauen haben. Herr Dr. Wolff bedauert; durch die Ausführungen der 
beiden Vorredner in ſeiner Ueberzeugung nicht wankend gemacht zu ſein. 
Es handelt ſich hier nicht um das Wohl und Wehe von Hunderten von 


Perſonen, es handelt ſich um Bekämpfung einer europäiſchen Kalamität, ge 


gen welche ſich mit bedrucktem Papier nicht ankämpfen laſſe. Der Ver⸗ 
gleich mit der Darlehnskaſſe von 1848 iſt ein ſehr gefährlicher. In der da⸗ 
maligen Verordnung heißt es: §. 1 „unter Gewährleiſtung des Staats“. 
Dieſe Worte ſind in der jetzigen Verordnung fortgelaſſen, dagegen iſt der 
gefährliche Zuſatz „vorzugsweiſe“ gemacht. Eben fo iſt im 8. 14 geſtrichen: 
„nur zum Zwecke des Handels und Gewerbes“ und dagegen der werthloſe 
Zuſatz gemacht: „die Beobachtung überwachen“. Es iſt zu fürchten, daß 
der Staat ſelbſt ſeine vorhandenen Werthpapiere gegen Darlehnskaſſen⸗ 
ſcheine verwerthet und daß nur ein ſehr kleiner Theil der letzteren dem 
Handel und Gewerbe zu Gute lommt. 1848 hatten wir 20 Millionen 
Kaffenicheine und 21 Millionen Banknoten. Erſtere haben ſich jetzt zwar 
um eine Kleinigkeit vermindert, letztere ſind aber auf 133 Millionen geſtie⸗ 
en, wozu nun noch 25 Millionen Darlebnskaſſenſcheine kommen. Die 

echtsgü tigkeit der Darlehnskaſſenſcheine iſt auch formell bedenklich, da nach 
dem 1857 geſchloſſenen Münzvertrage kein Staat une inlösbares Papiergeld 
mit Zwangskours ausgeben dürfe. 1848 waren die Darlehnskaſſen eine mo⸗ 
menſane Abhilfe für ein mangelhaftes Bankweſen, ſeitdem aber ſei 
letzteres ſo weit gediehen, daß man heute nicht mehr Papier mit 
Papier bekämpfen könne. Der neue Finanzminiſter dürſte auch wohl kein 


Bedenten gegen die Ausgabe fernerer Serien von Darlehngkaſſenſcheinen 


haben. Wie lockt man aber das baare Geld wieder hervor? Durch höheren 
Zinsfuß, wie Stettin ein leuchtendes Beiſpiel bei feiner Sparkaſſe gegeben. 
In den Verkehr werden wir das Geld locken, wenn wir die Gelegenheit 
abſchneiden, die Waaren zu verpfänden. Der härteſte Schlag, den ſich eine 
Regierung Angeſichts des Krieges geben kann, iſt, wie das Beispiel Oeſter⸗ 
reichs lehrt, der Papiergeldſchwindel. Hr. Reimarus: Nach den Aus⸗ 
führungen des Herrn v. Dewitz werde zwar Einzelnen geholfen, die Ge⸗ 
ſammtheit aber geſchädigt, indem die etwa als Unterpfand niedergelegten 
Staatspapiere 60 80 pCt. herunter gehen könnten. Redner lieſt aus einem 
Courszettel vom 22. Januar 1813 vor: „Preuß. Staatsſchuldſcheine 36 , 
Neumärk. Landſchaftl. Obligationen 21½ Br., Berl. Stadt Obligationen 
29.“ Schließlich wird der vorliegende Antrag der Herren Recke und Ge⸗ 
noſſen mit großer Majorität angenommen. — Die Vorlage wegen Einrich- 
tung eines Baumaterialienhofes wird nach einiger Debatte nochmals von 
der Tagesordnung abzeſetzt und geht an den Magiſtrat zur weiteren Er⸗ 
mittelung zurück. — Die Prüfung der vorgeſchlagenen Abänderungen der 
revidirten Bau- Polizei Ordnung ſoll einer Kommiſſion von 8 Mitgliedern 
Übertragen werden. — Für die Herren Leo Wolff und Rohleder ſoll durch 
die 1. und 3. Abtheilung reſp. ein Stellvertreter und ein neues Mitglied 
der Bau- Deputation gewählt werden. — Nach einer Mittheilung des Ma- 
giſtrats iſt der Kaufmann W. Heymann in Pyritz der Mindeſtfordernde für 
die von der Stadt geſtellten Mobilmachungspferde geweſen. — Die zur 
Ausführung der Reorganifation der Armen⸗Direktion erforderlichen Gelder 
werden bewilligt. — Die Wahl eines Mitgliedes der 2. Schul-Deputation 
wird bis zur nachſten Sitzung verlegt. 

Stargard. (Starg. 31g.) Dem Major v. Schack vom 


5. oſtpreußiſchen Infanterie-Regiment Nr. 41, welcher im vergan⸗ 


Wr 
2 


genen Jahre den Hauptmann Calow vom Leib - Grenadier - Regi- 
mente Nr. 8 im Duell erſchoß und zu mehrjährigen Feſtungsarreſte 
verurthellt wurde, ſoll der Reſt feiner Strafhaft erlaſſen und der- 
ſelbe bei feinem Truppentheil wieder eingetreten fein. 


Vermiſchtes. 

— Herr von Bismarck hat nachſtehende Zuſchrift erhalten: 
„Ew. Excellenz wage ich ganz ergebenſt, ein Schreiben zuzuſenden, 
worin ich wegen einer großen, dem Vaterlande wohlthuenden Sache 
um Unterftügung bitte; ich ſtelle deshalb Sr. Majeſtät dem König 
mein Leben zur Verfügung, um unſer Preußenland vor der Schmach 


der Benedel'ſchen Wüſtenei zu ſchüßzen, ich will, wenn mir die er- 


forderlichen Mittel dazu gegeben werden, nach Oeſterreich machen 
und dem berüchtigten Banditen Benedek das Lebenslicht auslöſchen, 
mit der Bedingung, wenn ich ſollte mein Leben laſſen, daß meine 
Mutter von der Armen. Direktion unterſtützt werde. Im Beach⸗ 
tungsfalle möchte ich durch die „Volkszeitung“ aufgefordert werden, 
meine Adreſſe unter dem Simbol: G. B. et G. W. zu veröffent⸗ 
lichen. Ganz unterthänigſt G. W.“ 

— Bei der feierlichen Eröffnung des Landtages in München 
iſt ein abſonderlicher Zwiſchenfall vorgekommen. Nachdem der Kö⸗ 
nig nämlich die Thronrede verleſen, erklärte der Staatsminiſter den 
Landtag für „geſchloſſen“. „Eröffnet, eröffnet”, rief ihm Minifte- 
rial-Direktor v. Wolfganger zu, dann mehrere Staats- und Reichs⸗ 
räthe, bis der Staatsminiſter inne wurde, daß er ſich allerweſent⸗ 
lichſt verſprochen habe und demgemäß ſeine Worte berichtigte. 
Scherzweiſe wurde hinterher geäußert, der Miniſter habe unwill⸗ 
kürlich ſeine inneren Wünſche offenbart. 


Neueſte Nachrichten. 

Dresden, 5. Juni, Nachmittage. Die Abgeordnetenkammer 
verhandelte heute über die Vorlage der Regierung bezüglich der 
Kreditforderung für Militärzwecke. Der Ausſchußbericht ſprach ſeine 
Uebereinſtimmung mit der Reglerungsvorlage in Bezug auf die 
Rüſtungen, zugleich aber auch die Ueberzeugung aus, daß die zu 
ertheilende Ermächtigung nur dazu dienen ſolle, fern von jeder ein- 
ſeitigen Parteinahme die Intereſſen Sachſens und des geſammten 
deutſchen Vaterlandes zu wahren. In politiſcher Beziehung bean- 
tragte der Ausſchuß: Die Regierung möge mit aller Energie auf 
die baldigſte Anordnung der Wahlen zum deutſchen Parlament, 
womöglich nach dem Relchswahlgeſetze von 1849, auf Grund allge- 
meiner und direkter Wahl hinwirken. 

Die Regierung erklärte ihr Einverſtändniß mit dieſem An- 
trage, den die Kammer ebenfalls annahm. 

In finanzieller Beziehung beantragte der Ausſchuß den ge- 
forderten Militärkredit von mehr als 4½ Millionen Thaler un- 
verkürzt zu bewilligen und auch zu den bereits gemachten unab- 
weislichen nothwendigen Ausgaben die nachträgliche Genehmigung 
zu ertheilen. Die Kammer trat dieſem Antrage einſtimmig bei, 
indem ſie hierdurch zugleich die Leipziger Petition Biedermann's, 
Joſeph's und Genoſſen für erledigt erklärte. 

Leipzig, 5. Juni, Nachmittags. Die von Dr. Heine und 
Geheimrath Wächter ausgelegte Gegenpetitlon, welche ein Ver⸗ 
trauensvotum für die Regierung ausſprechen ſollte, geht heute mit 
1200 Unterſchriften an die Abgeordnetenkammer nach Dresden ab. 

Stuttgart, 5. Juni, Nachm. In der heutigen Sitzung 
der Abgeorpnetenfammer wurde der Antrag Rödinger's nach welchem 
die Zuſtimmung der Kammer zu den Vorlagen der Regierung von 
der ſofortigen Einberufung eines Parlaments abhängig gemacht wer⸗ 
den ſollte, mit allen gegen drei Stimmen abgelehnt; dagegen nahm 
die Kammer den Antrag der Kommiſſion, auf eine Berathung der 
Regierungsvorlagen bedingungslos einzugehen, mit 82 gegen 8 
Stimmen an. N 

Stuttgart, 5. Juni, Abends. Die Kammer hat den Sei- 
tens der Regierung geforderten Militärkredit von 7,700,000 Gul- 
den mit 82 gegen 8 Stimmen bewilligt. 

Kiel, 5. Juni, Abends. Die „Kieler Zeitung“ bringt das 
Patent, durch welches die holſteinſche Ständeverſammlung einberufen 
wird. Dasſelbe lautet folgendermaßen: In Folge Allerhöchſten 
Auftrages Sr. Majeſtät des Kaiſers, meines Allergnädigſten Herrn, 
thue ich, der K. K. Statthalter für das Herzogthum Holſtein, hier⸗ 
mit lund, daß ich die Ständeverſammlung für das Herzogthum 
Holſtein auf den 11. Juni d. J. einberufe. Die Abgeordneten 
oder die ordnungsmäßig ſtatt ihrer eintretenden Stellvertreter haben 
ſich zu dem gedachten Tage in der Stadt Itzehoe einzufinden und 
zu gewärtigen, was ich ihnen durch den von mir zu ernennenden 
Kommiſſar werde vorlegen laſſen. Die Verſammlung hat ihre Ver⸗ 
handlungen ſo einzurichten, daß dieſelben innerhalb dreier Monate 
beendigt ſein können. 

Kiel, 5. Juni 1866. 


Der K. K. Statthalter 
für das Herzogthum Holſtein. 
gez. Gablenz, FME, 

Wien, 5. Juni, Abende. Wie die „Wiener Abendpoſt“ 
vernimmt, find die Vorbereitungen für den Zuſammentritt der hol⸗ 
ſteiniſchen Ständeverſammlung in vollem Gange. Es ſind bereits 
zwei Ergänzungswahlen ausgeſchrieben. 

Wien, 5. Junl, Abends. Die Oeſterreichiſche Zeitung“ 
beirerit gegenüber der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“, daß 
die Berufung der holſteinſchen Stände ein eklatanter Vertrags bruch 
und ein Angriff auf die preußiſchen Souveränetätsrechte ſei, Fol⸗ 
gendes: Wir wollen davon abjehen, obſchon das als ſehr weſent⸗ 
lich eiſcheinen muß, daß der Gaſteiner Vertrag eine zeitweilige 
Auzübung der Hoheitsrechte in Holſtein unbeſchränkt und aus⸗ 
nahmslos an Oeſterreich allein übertragen und daß die Berufung 
der Stände ein zweifelloſer Ausfluß diefer Hoheitsrechte iſt, daß 
alſo Preußen gerade kraft des Gaſteiner Vertrages in Ausübung 
dieſes, wie jedes andern Hoheiterechtes auch nicht ein einziges Wort 
hinein zu reden hat. Aber geſetzt, es wärt dem anders, wie will 
man behaupten dürfen, daß Oeſterreich die Stände zu dem ausge⸗ 


ſprochenen Zwecke berufe, das Unterthanenverhältniß zu Preußen zu 


löſen? Wann und wo iſt ein folder Zweck ausgeſprochen? Da⸗ 
durch vielleicht, daß der geſetzlichen Vertretung des Landes Gele⸗ 
genheit gegeben werden ſoll, die Frage über das Recht des Landes 
nicht etwa zu entſcheiden, ſondern nur in Erörterung zu ziehen? 
Iſt Preußen ſo wenig durchdrungen ſowohl von der Kraft der 
Rechtsausführungen ſeiner Kronjuriſten, wie von dem Wunſche der 
Bevölkerung, der Vortheile eines Aufgehens in Preußen theildaftig 
zu werden, daß es der holſteinſchen Ständeverſammlung, ſelbſt wenn 
dieſe zu dem ausgeſprochenen Zwecke berufen werden ſollte, das 
Unterthanenverhältniß zu Preußen zu löſen, nicht zutraut, dieſelbe 
werde laut ihre Stimme erheben, um dieſes Unterthanenverhältniß 
ſofort für alle Zeiten ſicher zu ſtellen? Oeſterreich wagt es darauf 
bin, die Ständeverſammlung ſich wie einen Mann für den An⸗ 
ſchluß an Preußen erheben zu ſehen. 

aris, 5. Juni, Abends. Der heutige „Abendmoniteur“ 
meldet: Nach Mittheilungen aus London haben England und Ruß- 
land das franzöſiſche Kabinet wiſſen laſſen, daß nach ihrer Anſicht 
die Reſerven Oeſterreichs ein erſprießliches Reſultat der Konferenz 
hindern würden. 5 


= 5 


* 


ürden N 
Die „Patrle“ meldet, daß in der geſtern ſtattgefundenen Do⸗ 


naufürſtenthümer Konferenz die Türkei von Neuem Proteſt einge- 
legt und eine bewaffnete Intervention gefordert habe. Gegen dieſe 
Forderung hat ſich ins beſondere Rußland erhoben und zu verſtehen 


gegeben, es würde ebenfalls interveniren, ſobald die Pforte inter- 


venirt. Die Konferen hat keinen Beſchluß gefaßt. Die Bezie- 
bungen der Mächte zu dem Fürſten Karl von Hohenzollern ſind 
fortdauernd offiziöſer Natur. 

Paris, 5. Jun, Abends. In den Krelſen der mittelſtaat⸗ 
lichen Diplomatie wird die Zuverſicht ausgeſprochen, daß, nachdem 
die Konferenz geſcheitert, Preußen durch die Uebermacht genötbigt 
werden würde, den Bundestag als Tribunal in der ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteinſchen Frage anzuerkennen. 

London, 5. Juni, Abends. Aus ſicherer Quelle verlautet, 
die drei neutralen Großmächte hätten in übereinſtimmender Weiſe 
in Wien erklärt, daß, nachdem Oeſterreich durch ſeine Reſerven in 
Beziehung auf Italien und durch den gegen Preußen gerichteten 
Schritt in Frankfurt wegen Schleswig⸗Holſteins, der Konferenz den 
Boden entzogen, dieſe als geſcheitert zu betrachten ſei. 

Bukareſt, 4. Juni. Nach zuverläſſigen Nachrichten aus 
Ihralla hat daſelbſt eine ſehr dedeutende Meuterei der Grenzer 
ſtattgefunden. Dieſelben wiverſetzten ſich mit Gewalt dem Befehle, 
zur Armee in Bukareſt zu ſtoßen, verjagten ihre Offiziere und ver⸗ 
langten in ihre Heimath zurückzukehren. Die Regierung machte 
zwar den Verſuch, den Aufſtand durch reguläre Truppen zu unter⸗ 
drücken, mußte aber, da die Bevölkerung für die Meuterer Partei 
nahm, denſelben nachgeben. 


Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung. 

London, 5. Juni, Nachts. Unterhaus. Auf eine 
Interpellation des General Peel erwidert Glad ſtone, England 
ſtimme mit Frankreich darin überein, daß Oeſterreichs Bedingun⸗ 
gen, wonach ſolche Kombinationen, durch welche einem der einge⸗ 
ladenen Staaten eventuell ein Gebietszuwachs verſchafft werden 
ſolle, von dem Konferenz⸗Programm auszuſchließen ſeien, die Kon⸗ 
ferenzen unmöglich machen. Die Konferenzen ſeien leider dadurch 
als geſcheitert anzuſehen. 


Schweidnitz, 5 . x 

weidnitz, 5. Juni, hr Nachm. (Tele iſch. 
12—1500 Ctr., Wäſchen meiſtentheils gut, Preiſe 10 5 Er 
Thlr. niedriger als voriges Jahr. Käufer größtentheils Rheinländer, dann 
Hamburger und Franzoſen. Ein kleiner Thel unverkauft. 
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a uſt = September 
Angemeldet: 50 Wſpl. Weizen, 100 Wſpl. Roggen, 10,000 Quart 


Spiritus. 
Landmarkt. 

Weizen 54—62 „Roggen 40—44 ., 
46—51 & per 25 fl., Hafer 29—31 
Etr. 1—1½ „Stroh pr. Schock 16—20 
Breslau, i 
50. Roggen Juni 38 ½, do. Herbſt 38 ½. Rüböl Juni 13%, 
Hamburg, 5. Juni. Getreidemarkt rabie- Weizen pr. Juni⸗Juli 
5400 104 netto 107 Bankothlr. Br., 106 Gd., pr. Juli ⸗Auguſt 110 
Br., 109 Gd. Roggen ab auswärts feſt. Pr. Juni-Juli 5000 Pfd. Brutto 
75 Br., 74 Gd., pr. Juli⸗Auguſt 75 ½ Br., 75 Gd. Oel geſchäftslos, pr. 


11% bez., Juli⸗Auguſt 12 ½, %, / K bez., 
1 27 5 + 9 ½, , 0 3, Aug 


Gerſte 34—40 M, Erbſen 
per 26 Schffl., Heu pr. 


Weizen Juni 
1 AR 


Juni 26½, pr. Oktober 25%... Kaffee 1500 Sack gewaſchene Laguayra 
zu T verkauft. Zink flan, 13 1e gefordert. 
— Stettin, den 6. Juni. 
Berlin | kurz — Pom. Chauss. 

„ 2 Mt. — bau-Obligat. 5 — 
Hamburg . 6 Tag.“ 151 ½ G Used. - Wollin. 

5 2 Mt. 149½ B Kreis-Oblig. 5 — 
Amsterdam -)8 Tag.] 141¼ G St. Str. V- A. 4 — 

= 2 Mt. — Pr. Nat.-V.-A. 4 106 B 

London - 10 Tag.] 6 20% B Pr. See-Assec. 

l 3 Mt.] 6 17% B Comp.-Act.— 4 . 
Paris 10 T 79½ bz Pomerania 4 | 106 B 

5 2 Ut 79% bz Union 41 100% B 
Bordeaux . 10 Tg. — St.Speich.-Act.| 5 — 

5 2 Mt. — V.-Speich.-A. »| 5 — 
Bremen 8 Tag. — Pomm. Prov. 

Pi 3 Mt. — Zuckers.-Act. 5 — 
St. Petersbg,|3 Weh. — N. St. Zucker- 
Wien 8 Tag. — Sieder.-Actien] 4 — 

25 2 Mt. — Mesch. Zucker- 
Preuss. Bank 5 Lomb. 9½ & Fabrik-Anth. 4 — 
Sts.-Anl.5457| 41, ar Bredower „ 4 2 

„ „„ 5 — Walzmühl-A. 5 — 
St.-Schldsch, 3% SR St.Poril.-Cem.- 
P. Prüm.-Anl. 303 = Fabrik +- 4 — 
Pomm.Pfdbr.| 3 ½ Pre Stett. Dampf 

„ 5 4 _ Schlepp-Ges. 5 | 300 B 

„ Rentenb | 4 — Stett. Dampf- 
Ritt. P. P. B. A. schiffs-Verein 5 — 
à 500 Rtl. | — . N. Dumpfer-C 4 94 8 
Berl.-St. Eis. Germania 4 101 B 
Act. Lt. A. B. 4 Vulkan 4 86 B 


2 Prior. 4 Stett. Dampf. 


* „ 4% — mühlen-Ges. 4 — 
Starg.-P.E.A.| 3½ — Pommerensd. » 

„ Prior. 4½ — Chem. Fabrik 4 — 
Stett. Stdt-O.| 4%, — Chem. Fb.-Ant.| 4 — 
Stett. Börsh.- Stettin. Kraft- 
Obligationen | 4 — Dünger-F.-A. — — 
St. Schausp.- Gemeinnützige 
Obligationen | 5 — Bauges.-Anth. | 5 — 


Beim Schluß des Blattes war unſere Berliner Depeſcht 
noch nicht eingetroffen. i 


